
D.ie VermietLing stellt eine zdäs-

sige Form des Gebrauchs von Gemein-

schaftseigentLim dar und kann deshalb als

Gebrauchsregelunggem. §19 Abs. 1 Woh-

nungseigentumsgesetz (WEG) beschlossen

werden. Mietverträgedürfenauch eine

lange Laufzeit haben, so der Bundesge-

richtshof (BGH, Urteil vom 8.4.2016, Az.

V ZR 191/15, ZMR 2016, 888), unkünd-

bar dürfenbzw. könnensie aber nicht sein,

sonst würdedie UberlassLing aufein (dau-
erhaftes) Sondernutzungsrecht hinaus-

laufen/ das nur im Wege der Änderung

der TeilungserklärLingbegründetwerden

kann. Gründefürdie Vermietung (oder
Verpachtung/ was letztlich auf das Glei-

che hinaLisläLift) gemeinschaftlicher Flä-
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chen gibt es viele, beispielsweise um die

NLttzung begehrter, aber rarer gemein-
schaftlicher Stellplätzeauf zulässigeArt

ZLI regeln: Im Losverfahren, nach einem

gerechten Punktesystem oder anderen Kri-

terien kann entschieden werden, wer einen

Stellplatz anmieten darf, so das Landgericht

München 1 (Urteil vom 11.5.2017/ Az. 36 S

11050/16/ ZMR 2017, 925). Das Hausdach

kann zwecks Aufstellung einer Photovolta-

ikanlage (an einen Miteigentümeroder an

einen externen lnvestor)vermietetwerden,

was nicht nur gut fürdie Umwelt, sondern

auch fürdie Gemeinschaftskasse ist (siehe
dazu vdivoktuef/ 3/21, S. 32). Der konkrete

Beschluss der Vermietung muss - wiejeder

Beschluss - natürlichden Grundsätzenord-

nungsmäßigerVerwaltung entsprechen.

Dazu und zum Inhalt der Mietverträgeließe

sich noch viel schreiben. Aber darum soll es

hier nicht gehen, sondern um die mit der

VermietLing erzielten Einkünfteund deren

steuerrechtliche Behandlung.

Einnahmen einer

Eigentümergemeinschaft

Wie werden Mietzahlungen innerhalb

einerWohnLingseigentLimergemeinschaft

behandelt? Siefließenals Einnahmen in die

GesamtabrechnLing desjeweiligen Kalen-

derjahres ein iind werden in den Einzel-

abrechnungen nach dem allgemeinen

VerteilerschlLissel (üblicherweisegemäß

§16 Abs. 1 WEG nach MiteigentLimsan-

teilen) auf alle Eigentümerverteilt - pro-
blemlos.

Nun zum Steuerrecht: Betrachten wir

zunächstdie ertragsteuerliche Seite/ also

die Frage/ wer nach §21 Einkommensteu-

ergesetz (EStG) „Einkünfteaus Vermie-

tung und Verpachtung" versteuern muss.

Man sollte meinen, dies seien Einkünfte

der Gemeinschaft, die ja gem. §9a WEG

uneingeschränktrechtsfähig ist und des-

halb - nicht anders als bspw. eine GmbH -

ertragsteuerpflichtigsein könnte.Dassieht

der Bundesfinanzhof (BFH) bislang - wohl-

gemerkt: unter Geltung des alten WEG -

anders: Im Urteil vom 20.9.2018 (ZWE
2019, 332) legt er unter hlinweis aufdie in

§10 Abs. 6 WEG a. F. geregelte „Teilrechts-
fähigkeit dar/ warum eine Eigentümerge-

meinschaft nicht selbst ertragsteuerpflichtig

ist und dass ihre Einkünfteden Miteigen-

tümern als „MitLinternehmern// zuzu-

rechnen sind, Nach aktuellem, durch die

WEG-Reform 2020 geänderten Recht ist

die Eigentümergemeinschaftaber nicht

mehr nur teil-, sondern vollrechtsfähig.

Überhauptist siejetzt struktLirell anderen

Verbändengleichgestellt und letztlich als
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juristische Person zu betrachten. Die im Urteil
des BFH angeführtenArgumente sind deshalb

nach Meinung des Verfassers überholt,was aber

nichts an der aktuellen Verbindlichkeit ändert.

Infolgedessen istzLirsteLierrechtlich relevanten

Ermittlung der Mieteinkünfteder Eigentümer-

gemeinschaft und ihrer Verteilung auf die Mit-

eigentümer(„MitLinternehmer//) grundsätzlich
ein gesondertes und einheitliches Feststellungs-

verfahren nach §§180ff. Abgabenordnung (AO)
durchzuführen.ÄLifderGrundlage des entspre-

chenden Feststellungsbescheids des Finanzamts

könnenbzw. müssendie Miteigentümerdann

den aufsie entfallenden Anteil an äenMietein-

nahmen in ihrenjeweiligen Steuererklärungen

angeben. Die Erstellung einer solchen „Erklä-
rung zur gesonderten und einheitlichen Fest-

stellLing", welche die Gemeinschaftzusammen

mif einer Einnahmen- und Uberschussrech-

nung gemäßAnlage EUR abgeben muss, ist

sehr aufwändig,weil bspw. Eigentümerdaten

wie Steuernummer und GeburtsdatLim anzu-

geben sind/ die der Verwaltung im Normalfall

gar nicht bekanntsind. Insbesondere bei Eigen-

tümerwechselnmüssen- anders als in der Jah-

resabrechnLing - Einkünftedem aktuellen und

dem früherenEigentümerjezeitanteilig zuge-

ordnet werden; all das ist ohne Steuerberater

kaum möglich.Verwaltungen sollten darauf

achten, dass ein BeschlLiss zur Vermietung sie

rein vorsorglich zugleich auch ermächtigt, bei

Bedarf auf Rechnung der Gemeinschaft ein

Steuerberaterbürozu beauftragen.

Ein Fall von geringer Bedeutung

Bislang ist es allerdings unüblich,bei der Ver-

mietung von Gemeinschaftseigentum das

geschilderte Verfahren der gesonderten und

einheitlichen Feststellung anzuwenden. Eine

ÄLisnahmebestimmLingerspart Eigentümerge-

meinschaften diesen Aufwand: Gemäß§180

Abs. 3 S. 1 Nr. 2 AO kann die Erklärungzur

gesonderten und einheitlichen Feststellung

unterbleiben, wenn „es sich um einen Fall von

geringer Bedeutung handelt, insbesondere weil

die Höhedes festgestellten Betrags und die Auf-

Mieteinnahmen sind anteilig

in der persönlichenSteuer-

erklärunganziigeben
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teilungfeststehen." Die Höheder Einnah-

men und deren Verteilung stehen aber fest,

weil sich beides aus derJahresabrechnLing

ergibt. Aus gutem Grund also verlangt die

Finanzverwaltiing bislang regelmäßigkeine

Erklärungzur einheitlichen und gesonder-
ten FeststellLingvon Mieteinkünfteneiner

Gemeinschaft. Das erwähnte BFH-Urteil

scheint aber Zweifel gesätZLI haben, ob es

dabei bleiben wird. In dem Urteil ging es

um die steuerliche Behandlungvon Ein-

nahmen einer Gemeinschaft; allerdings

nicht am Mieteinkünfte,sondern Lim Ein-

nahmen aus der StromeinspeisevergütLing.

Die Gemeinschaft betrieb ein Blockheiz-

kraftwerk (BHKW) und speiste Strom in

das öffentlicheNetz ein. Der BFH lehnte

fürdiesen Fall die Anwendung des §180

Abs. 3 S. 1 Nr. 2 AO mit der BegründLing

ab: „Ein Fall von geringer Bedeutung liegt

vor/ wenn leicht überschaubareVerhältnisse

zu beurteilen sind. Diese Voraussetzung

ist nach Ansicht der Finanzverwaltung bei

einer WohnLingseigentümergemeinschaft

z. B. dann gegeben^ wenn Zinsen aus der

Anlage der Instandhaltungsrücklageerzielt

werden." Teils wurde daraus geschlossen,
dass allein bei Zinseinnahmen von einem

solchen Fall geringer Bedeutung auszLige-

hen sei - ein Trugschluss. Missverständlich

ist aLich das Urteil des Finanzgerichts (FG)
Kölnvom 22.1.2020 (Az. 3 K 1065/16, ZWE

2020, 353), in dessen Leitsätzensteht:„Für

eine WohnLingseigentumsgemeinschaft [...]
ist eine gesonderte Lind einheitliche Fest-

stellung nach §180 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 AO

dLirchzLtführen/soweit die Wohnungseigen-

tümergemeinschaftlich unter Einsatz von

Gemeinschaftseigentum Einkünfteerzie-

len. [...] Fürdie im Gemeinschaftseigentum

der WohnLingseigentümergemeinschaft

stehenden Wirtschaftsgüter(hier: Garage

und Stellplätze),die sie gemeinschaftlich
Lind nicht als Einzelpersonen vermietet

haben, ist eine gesonderte und einheitli-

che Feststellung durchzLiführen." Dies ist

im Prinzip richtig und unstreitig, aber inso-

fern verkürzt,als der Zusatz fehlt: „... sofern

nicht ein Fall von geringer Bedeutung i. S.

v. §180 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 AO vorliegt//. Der

vom FG Kölnentschiedene Fall, in dem

die Gemeinschaft LI. a. WerbLingskosten/

also im Zusammenhang mit der Vermie-

tung stehende ÄLifwendungen/von ihren

Einkünftenabgezogen hatte/ war offenbar

nicht von geringer Bedeutung/ weshalb das

Finanzamt zu Recht einen Feststellungs-

bescheid erlassen hatte. Dem (reichlich
komplizierten) Urteil istjedenfalls keine

verallgemeinerungsfähigeAussage des

Inhalts zu entnehmen, dass MieteinkLinfte

einer Eigentümergemeinschaftgenerell
kein Fall von geringer BedeLitung i. S. v.

§180Abs.3S.1 Nr.2AOseien.

Pi'axisiipp

^eäenfälls(dänn,\wennm

;(nahmen: keineALtsgabej"i:iverrech-

|'netweFden,l<ölnneni,VerwalfL^

^ge^Beäeutüng.aij[sgel~jen^ü.nci,clavon
^i?selien/i3eim FinähzärTi^eineErklä-

^üng^zü^geson|^Tl:eri^unä^:nKeitli-.

^clien^Festsfellung^et'^i.ete^Kürrfte'

leinzureiGhen.lUnäKhangig^ciavonsinci

^ie'Einnahmenwieerwäl^nfnäfürlich

in^de^JatiresaKrecllnü^g^zLiv^

^jrinvol |erweisej|äbep|riJGti|'z\vingen^

^näefsJGhclärinein·^in^weis,·N

figentLtrnei'.ih're^ä.nteiligeri^Ein'kunfte'.

^äüslGter'N/ermiefüng^ri'ihren^Steüep-l

jerkläFüngen.i5elbstfange|eFi;.mussen^
;C3B s ie äieserPfl iclit^acli kömrn

|Qäe|^i||^;-mt^^|lje?^|rwalt|t|gi^
inicl^iiltet'essjl'ren;

Wie steht es um die Umsatzsteuer?

Die gute Nachricht zLierst: Die Vermietung

von Gemeinschaftsflächenwie Dach; Garten

oder Räumenist gem. §4 Nr. 12 S. 1 Umsatz-

steuergesetz (UStG) von der Umsatzsteuer

befreit. Nun die-(nur aufden ersten Blick)

schlechte Nachricht: Fürdie Vermietung von

Stellplätzengilt diese Umsatzsteuerbefrei-

ung nicht (§4 Nr. 12 S. 2 UStG). MLISS eine

Eigentümergemeinschaftdie Umsatzsteuer

in den Mietverträgen überStellplätzeaus-

weisen und UmsatzsteLiererklärungen(Vor-
anmeldungen, Jahresmeldungen) abgeben?

Wohl kaum. Im Normalfall wird sie unter

die „Kleinuntemehmerregelung" des §19

Abs. 1 UStG fallen: Übersteigendie Ein-

künfteaus der Vermietung von Stellplätzen

im vorangegangenen Kalenderjahr 22.000

Euro nicht Lind werden sie im laLife'nden

Kalenderjahr nicht über50.000 Euro liegen,

mi-iss keine Umsatzsteuer erhoben werden.

Eine besondere Erklämnggegenüberdem

Finanzamt ist somit nicht erforderlich.

Umsatzsteuerlich dürftendie meisten

Eigentümergemeinschaftenunter die

Kleinunternehmerregelung fallen
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